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Prof. Dr. Markus Ludwigs, Tobias Pascher und Patrick Sikora, LL.M. (Krak�w)*

Das Bankenunion-Urteil als judikativer Kraftakt des
BVerfG –Wegweisendes zu Kontrollvorbehalten und
Europ�ischem Verwaltungsrecht (Teil I)

In seiner mit Spannung erwarteten Entscheidung zur
Europ�ischen Bankenunion bejaht das BVerfG, aus-
gehend von grundlegenden Erw�gungen zum Euro-
p�ischen Verfassungs- und Verwaltungsrecht, die
Kompetenzm�ßigkeit sowie Verfassungsidentit�ts-
konformit�t der einheitlichen europ�ischen Banken-
aufsicht und -abwicklung. Das Urteil vom 30. 7.
2019 besticht hierbei durch seine argumentative
Vielschichtigkeit, die eine differenzierte und in der
Folge zweigeteilte W�rdigung herausfordert. W�h-
rend der vorliegende Teil I die Fortentwicklung der
Kontrollvorbehalte-Judikatur und des Europ�ischen
Verwaltungsverbunds schwerpunktm�ßig analysiert,
wird sich Teil II in EWS Heft 2/2020 vertieft der
Detailpr�fung von Single Supervisory Mechanism
und Single Resolution Mechanism durch den Zwei-
ten Senat widmen.

I. Einf�hrung

Eine Retrospektive aus Anlass der zehnj�hrigen Geltung
des Lissaboner Vertragswerks regt zur Bestandsaufnahme
an. Die Europ�ische Union (EU) befindet sich in einer
Polykrise und ihre Rechtsordnung steht vor der Bew�h-
rungsprobe, den Integrationsprozess nachhaltig zu konso-
lidieren.1 Die Instabilit�t der gemeinsamen W�hrung
nimmt im juristischen Diskurs eine prominente Rolle ein,
da sie eine Vielzahl politischer Reaktionen provoziert hat,
deren unions- und bundesverfassungsgerichtliche Pr�fung
Grundfragen der Wirtschafts- und W�hrungsunion be-
r�hrt. Nachdem die justizielle Bewertung der ersten Maß-
nahmen – wie Griechenland-Paket und European Stability
Mechanism (ESM) – im Wesentlichen abgeschlossen ist,
stehen aktuell krisenbedingte Strukturver�nderungen im
Fokus.

W�hrend die Rechtsprechungslinie zu den (Staats-)Anleihe-
kaufprogrammen des Europ�ischen Systems der Zentralban-
ken (ESZB) mit Blick auf das f�r den 24. 3. 2020 ank�ndigte
Urteil des BVerfG zum Public Sector Purchase Programme
(PSPP) noch ihren Schlusspunkt erwartet, qualifiziert der
Zweite Senat mit seinem Urteil vom 30.7. 2019 die Europ�-
ische Bankenunion als im Ergebnis unions- und verfas-
sungskonforme Krisenreaktion. Die Entscheidung basiert
auf einer umfassenden Analyse von Single Supervisory Me-

chanism (SSM) und Single Resolution Mechanism (SRM),
die ihrerseits in fundamentalen Ausf�hrungen zu zentralen
Fragestellungen des Europ�ischen Verfassungs- und Ver-
waltungsrechts verankert ist.

Der nachfolgende, zweigeteilte Beitrag widmet sich daher –
ausgehend von einem �berblick zur Bankenunion (II.) – im
vorliegenden Teil I den dogmatischen Grundlagen des Judi-
kats. Verzahnt mit der Betrachtung von grundgesetzlichen
Kontrollvorbehalten und Europ�ischem Verwaltungsver-
bund (III. 1.), erfolgt in Teil II eine kritische W�rdigung der
Aussagen des Zweiten Senats zur europ�ischen Bankenauf-
sicht (III. 2.) und -abwicklung (III. 3.), die durch Res�mee
und Ausblick (IV.) abgerundet wird.

II. Europ�ische Bankenunion im �berblick

Den Hintergrund der zum Urteil f�hrenden beiden Verfas-
sungsbeschwerden bildet der als Reaktion auf die europ�-
ische Finanz- und Wirtschaftskrise angestoßene sukzessive
Umbau des bestehenden, noch in weiten Teilen regulato-
risch fragmentierten Finanzsektors der Eurozone in eine
integrierte Bankenunion.2 Die beiden bereits errichteten,
tragenden S�ulen dieses Konzepts bilden der SSM als ein-
heitliche europ�ische Aufsicht �ber Gesch�ftsbanken und
der SRM als Rahmen f�r eine im Bedarfsfall m�gliche
einheitliche europ�ische Abwicklung von Kreditinstitu-
ten.3

* Prof. Dr. Markus Ludwigs ist Inhaber des Lehrstuhls f�r �ffentliches
Recht und Europarecht an der Julius-Maximilians-Universit�t W�rz-
burg. Tobias Pascher und Patrick Sikora, LL.M. (Krak�w), sind Dokto-
randen sowie Wissenschaftliche Mitarbeiter an diesem Lehrstuhl. Mehr
�ber die Autoren erfahren Sie auf S. IV.

1 Zu den Themenkreisen Wertegemeinschaft, Migration, Brexit sowie
Banken- und Finanzkrise vgl. die Referate der 25. W�rzburger Europa-
rechtstage (19./20. 7. 2019) in: Ludwigs/Schmahl (Hrsg.), Die EU zwi-
schen Niedergang und Neugr�ndung –Wege aus der Polykrise, 2020 (im
Erscheinen) sowie knapp Ludwigs/Schmahl, EWS 2019, Heft 5, Edito-
rial.

2 Hierzu bereits Sikora, in: Fuest (Hrsg.), Europa neu (er)finden im digita-
len Zeitalter?, 2019, S. 229 ff.

3 Als dritte S�ule soll eine gemeinsame Einlagensicherung, das European
Deposit Insurance Scheme (EDIS), die Bankenunion vervollst�ndigen
(vgl. Europ�ische Kommission, COM(2015) 586 final; hierzu Herde-
gen, WM 2016, 1857 sowie ders., WM 2016, 1905); zum aktuellen
Stand vgl. Euro-Gipfel, Erkl�rung vom 13. 12. 2019, EURO 505/19 (ab-
rufbar unter www.consilium.europa.eu/media/41830/20191213-euro-
summit-statement-de.pdf – Abruf: 14. 1. 2020 – das Abrufdatum gilt
auch f�r alle folgenden Links) sowie das vorbereitende Schreiben des
Euro-Gruppen-Chefs M. Centeno vom 5. 12. 2019 (abrufbar unter
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1. Single Supervisory Mechanism (SSM)

Der SSM wurde zum 4.11. 2014 mittels der SSM-Verord-
nung (SSM-VO)4 institutionell bei der Europ�ischen
Zentralbank (EZB) verankert, wodurch dieser eine Er-
m�chtigung zur Erf�llung zahlreicher bankenaufsichtlicher
Aufgaben in der Eurozone �bertragen wurde.5 Die Zustim-
mung des deutschen Vertreters im Rat hatte der Bundes-
tag, seinerseits mit Zustimmung des Bundesrates, zuvor in
einem Begleitgesetz gestattet.6 Das Spektrum der neuen
Aufgaben der Zentralbank reicht gem. Art. 4 SSM-VO
von der Zulassung von Kreditinstituten und der Anwen-
dung sowie �berpr�fung der unionsrechtlichen Eigenmit-
telanforderungen und Verschuldungsgrenzen �ber das Ri-
sikomanagement sowie die Wahrnehmung von Aufsichts-
aufgaben in Bezug auf Sanierungspl�ne bis hin zum Ent-
zug von Zulassungen. Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben
wurde die EZB in den Art. 10ff. SSM-VO mit weitrei-
chenden Untersuchungsbefugnissen (bis hin zu „Vor-Ort-
Kontrollen“) und Sanktionsm�glichkeiten gem. Art. 18
SSM-VO ausgestattet.

Die unmittelbare Aufsicht �ber die – aktuell 1177 – „bedeu-
tenden“ Kreditinstitute obliegt allein der EZB, w�hrend im
�brigen die nationalen Aufsichtsbeh�rden grunds�tzlich
zust�ndig bleiben.8 Die mitgliedstaatlichen Stellen beauf-
sichtigen jedoch im Einklang mit den Verordnungen, Leitli-
nien sowie allgemeinen Weisungen der EZB und sind dieser
Rechenschaft schuldig.9 Damit unterliegt jede Gesch�fts-
bank zumindest mittelbar der europ�ischen Bankenaufsicht.
Von besonderer Bedeutung ist die M�glichkeit der EZB,
diese indirekte Aufsicht einseitig in eine unmittelbare unio-
nale Kontrolle umzuwandeln.10 Bei Wahrnehmung der
durch die SSM-VO �bertragenen Aufgaben handeln im
�brigen sowohl die EZB als auch die nationalen Aufsichts-
beh�rden (in Deutschland: Bundesbank und Bundesanstalt
f�r Finanzdienstleistungsaufsicht – BaFin) ausweislich von
Art. 19 SSM-VO unabh�ngig und unterliegen bei der Ban-
kenaufsicht im Verwaltungsverbund keinen externen Wei-
sungen.

2. Single Resolution Mechanism (SRM)

Als zweite S�ule der Bankenunion gilt die SRM-Verord-
nung (SRM-VO)11 seit 1.1.2016 in allen Teilen. Darin wird
die einheitliche europ�ische Bankenabwicklung weitestge-
hend dem Single Resolution Board (SRB) als zu diesem
Zweck neu geschaffener Unionsagentur �bertragen. Einge-
leitet wird eine Abwicklung regelm�ßig durch die Einsch�t-
zung der EZB, dass ein Kreditinstitut (wahrscheinlich) aus-
f�llt.12 Im n�chsten Schritt umfasst der Aufgabenkatalog des
SRB bedarfsabh�ngig insbesondere die Planung und Durch-
f�hrung der Abwicklung eines systemrelevanten Kreditin-
stituts.13 Der einheitliche Abwicklungsmechanismus soll
nach Art. 14 Abs. 2 SRM-VO die Kontinuit�t kritischer
Funktionen sicherstellen, erhebliche negative Auswirkun-
gen auf die Finanzstabilit�t vermeiden sowie dem Schutz
von �ffentlichen Finanzen, Einlegern, Anlegern und Kun-
den dienen. Um diese Zwecke zu verwirklichen, stehen
gem. Art. 22 Abs. 2 SRM-VO Instrumente wie die Unter-
nehmensver�ußerung, die Gr�ndung eines Br�ckeninstituts,
die Ausgliederung von Verm�genswerten und der Bail-in
zur Verf�gung. Bei der Abwicklung eines Kreditinstituts
kann das SRB auf den eigens hierf�r eingerichteten und von
den Gesch�ftsbanken der Eurozone finanzierten Single Re-
solution Fund (SRF) zur�ckgreifen.14

Parallel zur Bankenaufsicht ist auch die Bankenabwicklung
durch eine Vollzugsteilung und -verflechtung gekennzeich-
net, wobei sowohl das SRB als auch die nationalen Abwick-
lungsbeh�rden (in Deutschland: BaFin) unabh�ngig und im
Allgemeininteresse agieren.15

III. Darstellung und Analyse des Urteils
vom 30. 7. 2019

In seinem Urteil vom 30.7. 2019 nimmt das BVerfG eine
vertiefte Pr�fung der beiden bisherigen S�ulen der Banken-
union vor. Die vorgeschalteten, zentralen Aussagen des
Zweiten Senats zu grundlegenden Fragen der Kontrollvor-
behalte-Judikatur und des Europ�ischen Verwaltungsver-
bunds (1.) bilden den Schwerpunkt des vorliegenden Teils I
der Besprechung.

1. Wegweisendes zu den Kontrollvorbehalten und
zum Europ�ischen Verwaltungsrecht

Jenseits der konkreten Bedeutung f�r das System der euro-
p�ischen Bankenaufsicht und -abwicklung (hierzu Teil II
des Beitrags unter III. 2. und III. 3.) handelt es sich bei der
Entscheidung des Zweiten Senats um ein Grundsatzurteil, in
dem wegweisende Aussagen sowohl zum Rangverh�ltnis
zwischen nationalem Recht und Unionsrecht (a) als auch
zur Fortentwicklung des Europ�ischen Verwaltungsrechts
getroffen werden (b).

a) Kontrollvorbehalte-Judikatur

Die Judikatur des BVerfG zu den verfassungsrechtlichen
Schranken des vom EuGH propagierten absoluten Anwen-
dungsvorrangs16 z�hlt in Deutschland zu den meist disku-

2 EWS Heft 1/2020 Ludwigs/Pascher/Sikora, Das Bankenunion-Urteil als judikativer Kraftakt des BVerfG

www.consilium.europa.eu/media/41643/20191205-letter-president-of-
the-eurogroup-to-cm.pdf).

4 Verordnung (EU) Nr. 1024/2013, ABl. 2013 L 287/63, berichtigt ABl.
2015 L 218/82; erg�nzt wird diese durch die Verordnung (EU) Nr. 468/
2014, ABl. 2014 L 141/1 (SSM-Rahmen-VO), berichtigt ABl. 2017
L 113/64 und ABl. 2018 L 65/49; Inkrafttreten bereits zum 3. 11. 2013;
vgl. jedoch die �bergangsbestimmungen in Art. 33 SSM-VO.

5 Mitgliedstaaten, derenW�hrung nicht der Euro ist, k�nnen am SSM teil-
nehmen, indem sie gem. Art. 7SSM-VO eine enge Zusammenarbeit mit
der EZB eingehen.

6 Gesetz zum Vorschlag f�r eine Verordnung des Rates zur �bertragung
besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht �ber Kredit-
institute auf die Europ�ische Zentralbank vom 25. 7. 2013, BGBl. II,
1050.

7 EZB (Bankenaufsicht), List of supervised entities, Stand: 1.12.2019 (ab-
rufbar unter www.bankingsupervision.europa.eu/ecb/pub/pdf/ssm.list
ofsupervisedentities202001.en.pdf).

8 Von diesem Grundsatz ausgenommen sind gem. Art. 6 Abs. 4 UA1
i.V.m. Art. 4 Abs. 1 lit. a und c i.V.m. Art. 14 bzw. 15 SSM-VO die Zu-
lassung von Kreditinstituten und der Entzug solcher Zulassungen sowie
die Beurteilung der Anzeige �ber den Erwerb oder die Ver�ußerung von
qualifizierten Beteiligungen an Kreditinstituten (außer im Fall einer
Bankenabwicklung), die unabh�ngig von der systemischen Relevanz
des betreffenden Kreditinstituts grunds�tzlich der EZB obliegen.

9 Vgl. insb. Art. 6 Abs. 5 lit. a, c und e, Abs. 7 SSM-VO.
10 Art. 6 Abs. 5 lit. b SSM-VO; Art. 67 ff. SSM-Rahmen-VO.
11 Verordnung (EU) Nr. 806/2014, ABl. 2014 L 225/1 (SRM-VO), berich-

tigt ABl. 2015 L 101/62, ge�ndert: ABl. 2019 L 150/226 und ABl. 2019
L 314/1.

12 Art. 18 Abs. 1, 4 SRM-VO.
13 Art. 7 Abs. 2 SRM-VO i.V.m. Art. 6 Abs. 4, 5 lit. b SSM-VO.
14 Art. 67 ff. SRM-VO i.V.m. dem SRF-�bereinkommen vom 21. 5. 2014,

BGBl. II, 1299.
15 Art. 47 Abs. 1 SRM-VO.
16 Grundlegend EuGH, 15. 7. 1964 – Rs. 6/64, Costa/E.N.E.L.,

ECLI:EU:C:1964:66, Slg. 1964, 1251 (1269 f.); EuGH, 17. 12. 1970 –
Rs. 11/70, Internationale Handelsgesellschaft, ECLI:EU:C:1970:114,
Slg. 1970, 1125, RIW 1971, 181, Rn. 3 f.; EuGH, 9. 3. 1978 – Rs. 106/
77, Simmenthal, ECLI:EU:C:1978:49, Slg. 1978, 629, RIW 1978, 533,
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tierten Fragen des Unionsrechts.17 Wenn die EU durch eines
ihrer Organe die vom Grundgesetz gesteckten Grenzen zu
�berschreiten droht, werden von den Karlsruher Richterin-
nen und Richtern drei Kontrollvorbehalte in Stellung ge-
bracht. Konkret sind hiermit die Grundrechtskontrolle, die
Ultra-vires-Kontrolle sowie die Identit�tskontrolle ange-
sprochen. Schien das BVerfG in seiner Lissabon-Entschei-
dung noch von einer strikten Trennung auszugehen,18 wurde
im OMT-Urteil ein vorsichtiger Wandel vollzogen.19 Der
Zweite Senat f�hrte die Kompetenzkontrolle dort erstmals
explizit auf Art. 79 Abs. 3 GG (i.V.m. Art. 20 Abs. 1 und 2
GG) zur�ck.20 Eine strukturell bedeutsame Verschiebung
zulasten mitgliedstaatlicher Kompetenzen liege nur dann
vor, „wenn die Kompetenz�berschreitung ein f�r das Demo-
kratieprinzip und die Volkssouver�nit�t erhebliches Ge-
wicht besitzt“.21 Dessen ungeachtet wurden Identit�tskon-
trolle einerseits und Ultra-vires-Kontrolle andererseits wei-
terhin als „eigenst�ndige Kontrollverfahren“ klassifiziert.22

Hieran h�lt zwar auch das Urteil zur Europ�ischen Banken-
union verbal fest,23 differenziert das Verh�ltnis aber weiter
aus.

Hervorzuheben ist insoweit zum einen, dass der Zweite
Senat nunmehr ausdr�cklich zwischen einer Ultra-vires-
Kontrolle nach Maßgabe von Art. 38 Abs. 1 Satz 1 GG
(„Recht auf Demokratie“) einerseits und anhand der indi-
viduellen Betroffenheit grundrechtlicher Freiheiten (wie
im Honeywell-Beschluss praktiziert24) andererseits diffe-
renziert. Nur im erstgenannten Fall wird die Kompetenz-
kontrolle zugleich als besonderer Anwendungsfall einer
auf das Demokratieprinzip bezogenen Identit�tskontrolle
qualifiziert.25 Offen bleibt damit, wie das in st�ndiger
Rechtsprechung formulierte Kriterium der Strukturerheb-
lichkeit als Teilvoraussetzung f�r eine die Ultra-vires-
Kontrolle ausl�sende hinreichend qualifizierte Kompe-
tenz�berschreitung in den F�llen einer individuellen
Grundrechtsbetroffenheit zu konkretisieren sein wird. Nur
einen ersten Ankn�pfungspunkt liefert insoweit der pau-
schal in Bezug genommene Honeywell-Beschluss.26 Dort
wurden in nicht-abschließender Diktion auch solche (nicht
die Verfassungsidentit�t ber�hrenden) Kompetenz�ber-
schreitungen als strukturell bedeutsam qualifiziert, die
„besonders vom demokratisch diskursiven Prozess in den
Mitgliedstaaten abh�ngen“.27

Zum anderen erfolgt spiegelbildlich auch eine Differenzie-
rung im Hinblick auf unterschiedliche Typen der Identit�ts-
kontrolle. Insofern trennt der Zweite Senat zwischen einer
Identit�tskontrolle nach Maßgabe von Art. 38 Abs. 1 Satz 1
GG einerseits und der Kontrolle von Identit�tsverletzungen
im Einzelfall andererseits. Exemplarisch f�r Letztere wer-
den „insbesondere“ Verletzungen der integrationsfesten
Menschenw�rdegarantie (wie in der Europ�ischer Haftbe-
fehl II-Entscheidung28) angef�hrt.29 Es fragt sich allerdings,
ob nicht auch jede einzelfallbezogene Identit�tsverletzung
durch die Unionsorgane als Kompetenz�berschreitung zu
deuten ist. Daf�r l�sst sich immerhin anf�hren, dass ein die
Verfassungsidentit�t tangierender Akt nicht auf einer pri-
m�rrechtlichen Grundlage beruhen kann, da auch der Inte-
grationsgesetzgeber keine Hoheitsrechte �bertragen darf,
mit deren Inanspruchnahme eine Ber�hrung der von Art. 79
Abs. 3 GG gesch�tzten Verfassungsidentit�t einherginge.30

Eine derartige Fortbildung urspr�nglich verfassungsm�ßi-
ger Einzelerm�chtigungen w�re jedenfalls dann ultra vires,
wenn sie zugleich das Kriterium der Offensichtlichkeit (als

zweite Teilvoraussetzung der hinreichend qualifizierten
Kompetenz�berschreitung) erf�llen w�rde. Nimmt man
aufgrund der Europarechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes
und im Lichte des Griechenlandhilfe-Urteils31 weiter an,
dass auch der Identit�tsvorbehalt auf eine Evidenzkontrolle
hinausl�uft,32 best�nde insoweit wiederum Deckungsgleich-
heit zwischen den beiden Kontrollvorbehalten. So gesehen
erscheint der dogmatische Gewinn der weiteren Ausdiffe-
renzierung des Kontrollvorbehalte-Regimes zumindest
fragw�rdig.

b) Fortentwicklungen im Europ�ischen
Verwaltungsrecht

Neben den fundamentalen Aussagen zum Rangverh�ltnis
beinhaltet das Urteil auch grundlegende Ausf�hrungen zur
stetig voranschreitenden Europ�isierung des nationalen Ver-
waltungsrechts und der mitgliedstaatlichen Einbindung in
einen Verwaltungsverbund. Konkret adressiert das Judikat
die R�ckbindung von Aufbau und Organisation der nationa-
len Verwaltung an den Schutz der nationalen Identit�t nach
Art. 4 Abs. 2 EUVeinerseits (aa) sowie die aus dem Demo-
kratieprinzip resultierenden Grenzen f�r eine Etablierung
unabh�ngiger Einrichtungen und Stellen im Europ�ischen
Verwaltungsraum33 andererseits (bb).
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Rn. 17 ff.; aus der Lit. statt vieler Berger, Anwendungsvorrang und na-
tionale Verfassungsgerichte, 2016, S. 9 ff.; zur (umstrittenen) Fortgel-
tung nach EuGH, 5. 12. 2017 – Rs. C-42/17, M.A.S. und M.B.,
ECLI:EU:C:2017:936 vgl. nur Pilz, NJW 2018, 221 m.w.N. und mit
dem zutreffenden Hinweis, dass die Grenze des Vorrangs von Art. 325
AEUV dort innerhalb des Unionsrechts (Art. 49 GRCh) gezogen wurde,
so dass hierin keine Relativierung des absoluten Anwendungsvorrangs
gesehen werden kann.

17 Vgl. aus dem kaum noch �berschaubaren Schrifttum exemplarisch Cal-
liess, NVwZ 2019, 684 (689 ff.); ders., in: Calliess/van der Schyff
(Hrsg.), Constitutional Identity in a Europe of Multilevel Constitutiona-
lism, 2019, S. 153 (169 ff.); Dietz, A�R 142 (2017), 78 (118 ff.); Lud-
wigs/Sikora, EWS 2016, 121 (123); Sauer, EuR 2017, 186; Simon, Gren-
zen des BVerfG im europ�ischen Integrationsprozess, 2016, S. 96 ff.,
213 ff.; Streinz, EWS 2019, 241 (246 ff.).

18 BVerfG, 30. 6. 2009 – 2 BvE 2/08, 2 BvE 5/08, 2 BvR 1010/08, 2 BvR
1022/08, 2 BvR 1259/08, 2 BvR 182/09, BVerfGE 123, 267 (353 f.) –
Lissabon.

19 Vgl. in diese Richtung bereits Ludwigs/Sikora, EWS 2016, 215 (218 f.);
instruktiv zur DiskussionDietz, A�R 142 (2017), 78 (118 ff.).

20 BVerfG, 21. 6. 2016 – 2 BvR 2728/13, 2 BvR 2729/13, 2 BvR 2730/13,
2 BvR 2731/13, 2 BvE 13/13, BVerfGE 142, 123, Rn. 121, 153 – OM-
T II.

21 BVerfG 2 BvR 2728/13 u. a., Rn. 151 – OMT II; in diese Richtung
(wenngleich noch zur�ckhaltender) auch schon BVerfG, 6. 7. 2010 –
2 BvR 2661/06, BVerfGE 126, 286 (307) – Honeywell.

22 BVerfG 2 BvR 2728/13 u. a., Rn. 121, 153 – OMT II; ferner Rn. 154: „je
eigenst�ndige Kontrollinstrumente“.

23 BVerfG, 30. 7. 2019 – 2 BvR 1685/14, 2 BvR 2631/14, NJW 2019,
3204, Rn. 204 – Bankenunion: „eigenst�ndige Pr�fverfahren“.

24 BVerfG 2 BvR 2661/06, BVerfGE 126, 286 – Honeywell.
25 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 156 – Bankenunion; in diese Richtung

bereits BVerfG 2 BvR 2728/13 u. a., Rn. 153 – OMT II; Schneider, A�R
139 (2014), 196 (245 f.).

26 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 156 – Bankenunion, mit dem lapidaren
Hinweis „vgl. BVerfGE 126, 286“ [Honeywell].

27 BVerfG 2 BvR 2661/06, BVerfGE 126, 286 (307) – Honeywell.
28 BVerfG, 15. 12. 2015 – 2 BvR 2735/14, BVerfGE 140, 317, Rn. 48 –

Europ�ischer Haftbefehl II.
29 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 156 – Bankenunion.
30 In diese Richtung BVerfG, 14. 1. 2014 – 2 BvR 2728/13, 2 BvR 2729/

13, 2 BvR 2730/13, 2 BvR 2731/13, 2 BvE 13/13, BVerfGE 134, 366,
EWS 2016, 222, Rn. 27 – OMT I; s. auch BVerfG 2 BvR 2735/14, Rn.
42 – Europ�ischer Haftbefehl II, n�herDietz, A�R 142 (2017), 78 (123).

31 BVerfG, 7. 9. 2011 – 2 BvR 987/10, 2 BvR 1485/10, 2 BvR 1099/10,
BVerfGE 129, 124 (182) – Griechenlandhilfe, wo das BVerfG die Fest-
stellung einer verbotenen Ent�ußerung der Haushaltsautonomie im Hin-
blick auf den Umfang von Gew�hrleistungs�bernahmen auf „evidente
Verletzungen“ beschr�nkt.

32 Daf�r bereits Sauer, ZRP 2009, 195 (196).
33 Zur terminologischen Vielfalt, die von der Verwaltungskooperation

�ber Mehrebenenverwaltung und Verwaltungsgemeinschaft bis hin zu
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aa) Nationale Verwaltungen als Teil der nationalen
Identit�t

Die nationalen Verwaltungsrechtsordnungen unterliegen
einem stetig wachsenden Anpassungsdruck, der in den zu-
nehmend ausdifferenzierten Einwirkungen des Unions-
rechts wurzelt. In kritischer Perspektive wird dieser voran-
schreitenden Europ�isierung von Teilen der Literatur die
Mannigfaltigkeit des mitgliedstaatlichen Verwaltungsrechts
als regelrechter „Identit�tsfaktor“ zur Wahrung der nationa-
len Souver�nit�t entgegengehalten.34 Daneben betont auch
der EuGH in st�ndiger Rechtsprechung die institutionelle
und verfahrensm�ßige Autonomie der Mitgliedstaaten bei
der Durchf�hrung des Unionsrechts.35 Ungekl�rt und um-
stritten ist indes, ob es sich bei dieser so genannten Verfah-
rensautonomie um eine bloße Zustandsbeschreibung36 oder
weitergehend um einen normativen Grundsatz37 handelt,
der auch dem Unionsgesetzgeber Grenzen setzen kann. Die
Bef�rworter der Normativit�tsthese rekurrieren �berzeu-
gend auf das Regel-Ausnahme-Verh�ltnis zugunsten des
nationalen Vollzugs in Art. 291 Abs. 1 AEUV, die Grund-
s�tze der Subsidiarit�t und der Verh�ltnism�ßigkeit sowie
den Harmonisierungsausschluss f�r die mitgliedstaatliche
Verwaltungszusammenarbeit in Art. 197 Abs. 2 Satz 4
AEUV.38

In Richtung einer solchen normativen Anerkennung der
„Grundentscheidung der Vertr�ge f�r die mitgliedstaatliche
Verwaltung“39 weisen nunmehr auch die Ausf�hrungen des
BVerfG zur Heranziehung der Binnenmarktkompetenz als
Rechtsgrundlage einer mit Vollzugskompetenzen ausgestat-
teten Agentur (hier: des SRB nach Art. 42ff. SRM-VO).
Der Zweite Senat betont insoweit im Rahmen der systema-
tischen Auslegung von Art. 114 AEUV, dass Aufbau und
Organisation der nationalen Verwaltung in den politischen
und sozialen Traditionen der Mitgliedstaaten wurzeln und
„vielfach deren nationale Identit�t im Sinne von Art. 4
Abs. 2 EUV [pr�gen]“.40 Den nationalen Verwaltungen wer-
de als „Basis des Verwaltungsverbunds“ durch Art. 4
Abs. 3 UA 2 EUV, Art. 197 und Art. 291 Abs. 1 AEUV
grunds�tzlich auch der Vollzug des Unionsrechts aufgege-
ben, w�hrend der direkte Vollzug durch Stellen der EU eine
Ausnahme bilde.41 Folgerichtig rechtfertige Art. 114 Abs. 1
AEUV nicht die Beseitigung jeglicher Hindernisse, die sich
aus dem Nebeneinander der nationalen Verwaltungen im
Verwaltungsverbund ergeben. Die im unitarischen Bundes-
staat anerkannte „f�derale Brechung“ beim Vollzug von
Bundesrecht sei der EU vielmehr „erst recht wesensge-
m�ß“. Vor diesem Hintergrund k�nne die Beseitigung blo-
ßer Erschwernisse, die mit einem dezentralen Vollzug stets
verbunden seien, die Schaffung europ�ischer Agenturen
und ihre Betrauung mit Vollzugsaufgaben allein nicht recht-
fertigen.42

Indem der Zweite Senat die Reichweite der Binnenmarkt-
kompetenz derart interpretatorisch verengt, erkennt er im-
plizit die normative Bedeutung der hierf�r maßgeblichen
Verfahrensautonomie der Mitgliedstaaten an. Dogmatisch
verortet er diese sogar – zumindest partiell – in der uniona-
len Identit�tsgarantie.43 Der dynamisch voranschreitenden
Europ�isierung des Verwaltungsrechts im europ�ischen
Rechtsraum wird in argumentativ fundierter Art und Weise
ein abw�gungsf�higes Rechtsprinzip entgegengestellt.
Nachdenklich stimmt allein, dass die Karlsruher Richterin-
nen und Richter ihre Argumentation zu einem genuin uni-
onsrechtlichen Problem im judikativen Alleingang entwi-

ckeln. Grenzziehung durch abschließende Auslegung unio-
naler Kompetenztitel obliegt dem EuGH, dem – mangels
Vorlage gem. Art. 267 AEUV – die M�glichkeit zur grund-
legenden Weichenstellung f�r den Europ�ischen Verwal-
tungsverbund genommen wurde.44

bb) Etablierung unabh�ngiger Einrichtungen und Stellen

Nicht weniger grundlegend sind im Weiteren auch die Aus-
f�hrungen zur Etablierung unabh�ngiger Einrichtungen und
Stellen. Das BVerfG entwickelt hier einen auf weitere
Rechtsgebiete �bertragbaren „Zwei-Stufen-Test“, anhand
dessen die Vereinbarkeit mit dem integrationsfesten Demo-
kratieprinzip zu pr�fen ist (1). Die daraus f�r SSM und SRM
gezogenen Konsequenzen sind zwar weitgehend stringent,
lassen aber auch Fragen offen (2).

(1) Grundlagen und Zwei-Stufen-Test

Die europa- und verfassungsrechtliche Zul�ssigkeit einer
durch Richtlinien der EU geforderten Unabh�ngigkeit natio-
naler Beh�rden wird ebenso wie die entsprechende Wei-
sungsfreiheit von Einrichtungen und Stellen der EU bereits
seit geraumer Zeit intensiv diskutiert.45 Im Jahr 2010 verur-
teilte der EuGH die Bundesrepublik Deutschland zu einer
Neuorganisation im Datenschutzbereich und best�tigte die
unionsrechtlich geforderte „v�llige Unabh�ngigkeit“ der
Aufsichtsbeh�rden („Kontrollstellen“).46 F�r das Recht der

4 EWS Heft 1/2020 Ludwigs/Pascher/Sikora, Das Bankenunion-Urteil als judikativer Kraftakt des BVerfG

Verwaltungsverbund und europ�ischem Verwaltungsraum reicht, vgl.
Pilniok, Governance im europ�ischen Forschungsf�rderverbund, 2011,
S. 15 ff. m.w.N.

34 Pr�gnant von Danwitz, Europ�isches Verwaltungsrecht, 2008, S. 127
m.w.N.

35 Grundlegend EuGH, 7. 1. 2004 – Rs. C-201/02, Delena Wells,
ECLI:EU:C:2004:12, EWS 2004, 84, Rn. 65, 67; aus j�ngerer Zeit etwa
EuGH, 28. 2. 2018 – Rs. C-518/16, ZPT, ECLI:EU:C:2018:126, Rn. 24;
EuGH, 28. 2. 2018 – Rs. C-387/16, Nidera, ECLI:EU:C:2018:121, Rn.
22; EuGH, 22. 2. 2018 – Rs. C-572/16, INEOS, ECLI:EU:C:2018:100,
Rn. 42; EuGH, 27. 5. 2019 – verb. Rs. C-508/18, C-82/19 PPU, OG und
PI, ECLI:EU:C:2019:456, EWS 2019, 208, Rn. 48.

36 In diese Richtung etwa Bobek, in: Micklitz/De Witte (eds.), The ECJ
and the autonomy of the member states, 2012, S. 305; Kakouris, CMLR
34 (1997), 1389 (1394 f., 1405 f.); Schroeder, A�R 129 (2004), 3 (37).

37 Daf�r Galetta, EuR-Beiheft 1/2012, 37; P.M. Huber, in: von Bogdandy/
Cassese/Huber (Hrsg.), IPE V, 2014, § 73, Rn. 226; Kr�nke, Die Verfah-
rensautonomie der Mitgliedstaaten der EU, 2013, S. 37 ff., 133 ff.; Lud-
wigs, NVwZ 2018, 1417 (1419 f.).

38 N�her Ludwigs, NVwZ 2018, 1417 (1419 f.).
39 Wendung im Kontext bei von Danwitz, Europ�isches Verwaltungsrecht,

2008, S. 306.
40 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 243 – Bankenunion, unter Verweis auf

Cananea, in: von Bogdandy/Cassese/Huber (Hrsg.), IPE III, 2010, § 52
Rn. 8: „Enklaven des Nationalismus“.

41 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 243 – Bankenunion.
42 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 244 – Bankenunion (dort auch die

w�rtlichen Zitate im Satz zuvor).
43 Auf dieser Linie �ußerte sich der Berichterstatter im Verfahren zur

Bankenunion, P.M. Huber, zuvor bereits in: von Bogdandy/Cassese/
Huber (Hrsg.), IPE V, 2014, § 73, Rn. 226.

44 Wenig �berzeugend die pauschale Aussage in BVerfG 2 BvR 1685/14
u. a., Rn. 318 – Bankenunion, wonach alle Fragen zur Auslegung von
Art. 114 Abs. 1 AEUVals „acte �clair�“ keiner Vorlage bed�rfen. Vgl.
etwa zu den offenen Punkten im Hinblick auf das in Bezug genommene
ESMA-Urteil des EuGH (EuGH, 22. 1. 2014 – Rs. C-270/12, UK/Parla-
ment und Rat, ECLI:C:2014:18, EWS 2014, 53) Epiney, NVwZ 2015,
704 (704 ff.).

45 Siehe exemplarisch Z�ll, Regulierung im politischen Gemeinwesen,
2014, S. 74 ff. sowie die Beitr�ge im Sammelband von Masing/Marcou
(Hrsg.), Unabh�ngige Regulierungsbeh�rden, 2010; zu unterschiedli-
chen Formen der Unabh�ngigkeit vgl. n�her Ludwigs/Sikora, in: Dau-
ses/Ludwigs, Handbuch des EU-Wirtschaftsrechts, 48. EL 2019, A.II.
Rn. 385 ff.

46 EuGH, 9. 3. 2010 – Rs. C-518/07, Kommission/Deutschland,
ECLI:EU:C:2010:125, EWS 2010, 140, K&R 2010, 326 m. Anm. Tae-
ger, Rn. 38 ff.; nachfolgend EuGH, 16. 10. 2012 – Rs. C-614/10, Kom-
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Netzwirtschaften l�sst sich mit Blick auf die einschl�gigen
Richtlinienvorgaben in den Bereichen Energie, Telekom-
munikation und Eisenbahnen sogar von einem sektor�ber-
greifenden Unionsprinzip der Weisungsunabh�ngigkeit der
nationalen Regulierungsbeh�rden sprechen.47 Hieran an-
kn�pfend sieht nunmehr im Kartellrecht die neue „ECN+“-
Richtlinie (EU) 2019/148 gleichfalls eine Weisungsunabh�n-
gigkeit der mitgliedstaatlichen Kartellbeh�rden bei der
Wahrnehmung von Aufgaben und Befugnissen im Rahmen
von Art. 101 und 102 AEUV vor.

Schließlich zeichnet sich auch die vorliegend auf dem
Pr�fstand stehende Bankenaufsicht und -abwicklung durch
das unionsrechtlich geforderte Zusammenwirken unabh�n-
giger Einrichtungen und Stellen auf nationaler Ebene
(Bundesbank und BaFin49) wie auch auf Unionsebene
(EZB und SRB) aus.50 Die Anforderungen an eine Recht-
fertigung der mit einer Weisungsfreiheit einhergehenden
Absenkung des demokratischen Legitimationsniveaus jus-
tiert das BVerfG in seinem Bankenunion-Urteil zum Teil
neu. Zur dogmatischen Fundierung weist der Zweite Senat
insoweit zun�chst darauf hin, dass es eines Mindestmaßes
an demokratischer Legitimation und Kontrolle im Sinne
von Art. 20 Abs. 1 und Abs. 2 GG sowohl mit Blick auf
die Europ�isierung der nationalen Verwaltungsorganisati-
on als auch bei der Errichtung von unabh�ngigen Einrich-
tungen und Stellen der EU bedarf (Art. 23 Abs. 1 Satz 3
i.V.m. Art. 79 Abs. 3 i.V.m. Art. 20 Abs. 1 und Abs. 2
GG).51

Hier wie dort legen die Karlsruher Richterinnen und Richter
einen zweistufigen Test zugrunde.52 Danach wird zun�chst
eine „spezifische Rechtfertigung“ etwaiger „Einfluss-
knicke“53 durch verfassungsrechtlich legitime Gr�nde ge-
fordert, wobei es nicht zu einem Unterlaufen der (deut-
schen) Volkssouver�nit�t kommen darf. Auf der zweiten
Stufe bedarf es sodann „gegebenenfalls“54 einer zus�tz-
lichen Kompensation des festgestellten Mangels an demo-
kratischer Legitimation. Letzteres k�nne auf dreierlei We-
gen geschehen:

1. durch gerichtliche Kontrolle des amtlichen Handelns,55

2. im Wege der Einr�umung besonderer Kontrollrechte f�r
das Europ�ische Parlament und den Deutschen Bundestag
oder

3. durch Rechenschaftspflichten, die die Mitgliedstaaten
oder die Unionsorgane in den Stand versetzen, die Rechts-
grundlagen der unabh�ngigen Einrichtungen und Stellen zu
�ndern.

Zur Abst�tzung seiner Position im europ�ischen Verfas-
sungsgerichtsverbund56 weist der Zweite Senat erg�nzend
auf die korrespondierenden unionsrechtlichen Maßst�be in
Gestalt der in Art. 10 Abs. 1 EUV verankerten repr�senta-
tiven Demokratie, des auch vom EuGH geforderten parla-
mentarischen Einflusses auf unabh�ngige Stellen57 sowie
der Meroni-Judikatur zur Delegation von Entscheidungs-
befugnissen an vertragsfremde Einrichtungen58 hin.59 Mit
Blick auf die als „prek�r“ eingestufte Errichtung unabh�n-
giger Agenturen konkretisiert er dies noch weitergehend
dahin, dass eine Verselbstst�ndigung von Organen, Ein-
richtungen und sonstigen Stellen der EU, die zu einer voll-
st�ndigen Abkoppelung von der demokratischen Kontrolle
f�hre, auch an Grenzen des unionalen Demokratiegebots
stoße.60

Die kaum zu �bersch�tzende Bedeutung dieser Ausf�hrun-
gen liegt in der erstmaligen systematischen Entfaltung der
aus dem integrationsfesten Demokratieprinzip resultieren-
den Anforderungen an ein hinreichendes Legitimationsni-
veau der handelnden Akteure. Erfasst werden sowohl die
nationalen Beh�rden, deren Unabh�ngigkeit auf unions-
rechtlichen Vorgaben beruht, als auch die Errichtung von
unabh�ngigen Einrichtungen und Stellen der EU selbst.
Ein neues, erhellendes Begr�ndungselement st�tzt sich da-

Ludwigs/Pascher/Sikora, Das Bankenunion-Urteil als judikativer Kraftakt des BVerfG Heft 1/2020 EWS 5

mission/�sterreich, ECLI:EU:C:2012:631, Rn. 36 ff.; EuGH, 8. 4. 2014
– Rs. C-288/12, Kommission/Ungarn, ECLI:EU:C:2014:237, Rn. 47;
ausf�hrlich zum Ganzen: Epiney, in: FS f�r Vedder, 2017, S. 89
(105 ff.).

47 N�her hierzu statt vieler Ludwigs, in: FS f�r Schmidt-Preuß, 2018,
S. 689 (691 ff.) m.w.N., dort auch zur Ausnahme des (im Kern noch im-
mer auf dem Stand von 1997 verharrenden) Postsektors; s. ferner Gun-
del, EWS 2017, 301.

48 ABl. 2019 L 11/3; n�herOst, NZKart 2019, 69 (69 f.).
49 Zu der in Teilen des Schrifttums bislang nicht erkannten Unabh�ngig-

keit der BaFin als nationaler Aufsichts- und Abwicklungsbeh�rde vgl.
BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 221, 283 – Bankenunion, mit �ber-
zeugendem Rekurs auf Art. 19 Abs. 1 SSM-VO bzw. Art. 47 Abs. 1
SRM-VO; zuvor bereits:Dechent, NVwZ 2015, 767 (771);Ohler, Bank-
aufsicht und Geldpolitik in der W�hrungsunion, 2015, § 5, Rn. 9; knapp
Imscher, �ffentlichkeit als Sanktion, 2019, S. 44 mit Fn. 135; die
Unionsebene ausblendend dagegen z.B. Fischer/Boegl, in: Schimansky/
Bunte/Lwowski (Hrsg.), Bankrechts-Handbuch, 5. Aufl. 2017, § 126,
Rn. 19.

50 Vgl. daneben noch EuGH verb. Rs. C-508/18, C-82/19 PPU, OG und PI,
ECLI:EU:C:2019:456, wonach deutsche Staatsanwaltschaften wegen
des externen Weisungsrechts der Justizministerinnen und Justizminister
in Einzelf�llen keine g�ltigen Europ�ischen Haftbefehle ausstellen k�n-
nen; dazu G�rditz, GSZ 2019, 133 (135 ff.), der freilich zutreffend be-
tont, dass der EuGH keine unmittelbaren Vorgaben an die Organisation
der nationalen Strafverfolgungsbeh�rden formuliert, sondern nur Ko-
operationsbedingungen innerhalb des institutionellen Haftbefehls-
systems aufstellt.

51 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 124, 127, 134 – Bankenunion.
52 Zum Folgenden vgl. BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 134, �hnlich

(wenngleich in umgekehrter Reihung der beiden Stufen) f�r F�lle ohne
Bezug zumUnionsrecht Rn. 130 f. – Bankenunion; andeutungsweise be-
reits BVerfG 2 BvR 2728/13 u. a., Rn. 189 – OMT-II.

53 Grundlegend im juristischen Kontext P.M. Huber, Die entfesselte Ver-
waltung, StWiss 8 (1997), 423 (424); zum verwaltungswissenschaftli-
chen Begriffskern vgl. Wagener, in: ders. (Hrsg.) Verselbstst�ndigung
von Verwaltungstr�gern, 1976, S. 40.

54 Wann das in der Formulierung angelegte Absehen von einer Kompensa-
tion m�glich ist, bleibt offen. Denkbar erschiene insoweit ein R�ckgriff
auf das restriktive Verst�ndnis im nationalen Verfassungsrecht, nach
dem ministerialfreie R�ume (nur) dann gerechtfertigt sein sollen, wenn
die beh�rdliche Aufgabe ihrer spezifischen Eigenart nach eine minis-
terielle Weisungsfreiheit notwendig erfordert, s. B�ckenf�rde, in: Isen-
see/Kirchhof (Hrsg.), HStR, Bd. 2, 3. Aufl. 2004, § 24, Rn. 24; zum
Streitstand Ludwigs, Die Verwaltung 44 (2011), 41 (47 ff.).

55 Die demokratietheoretische Bedeutung der Gerichtskontrolle l�sst sich
aus der hiermit verkn�pften Effektuierung der Gesetzesbindung als Ele-
ment sachlich-inhaltlicher Legitimation ableiten (vgl. auch Gentzsch/
Brade, EuR 2019, 602 [625]; pr�gnant Di Fabio, in: Isensee/Kirchhof
[Hrsg.], HStR, Bd. 2, 3. Aufl. 2004, § 27 Rn. 25; „Insistieren auf Ge-
setzesbindung“); als bemerkenswerte Verquickung nationalen Verwal-
tungshandelns mit unionalem Rechtsschutz erscheint, dass gegen SRF-
Beitragsberechnung und -festsetzung Nichtigkeitsklage zum EuG bzw.
EuGH zu erheben ist, obwohl sie die Betroffenen als Entscheidung na-
tionaler Abwicklungsbeh�rden erreicht (vgl. BVerfG 2 BvR 1685/14
u. a., Rn. 290 – Bankenunion m.w.N. zum Meinungsstand im Schrift-
tum).

56 Diskussionspr�gend hierzu Voßkuhle, NVwZ 2010, 1.
57 EuGH Rs. C-518/07, Kommission/Deutschland, ECLI:EU:C:2010:125,

Rn. 42 f.
58 Grundlegend EuGH, 13. 6. 1958 – Rs. 9/56, Meroni, ECLI:EU:C:

1958:7; zuletzt EuGH Rs. C-270/12, ECLI:EU:C:2014:18, ESMA;
knapper �berblick bei Lange, JuS 2019, 759 (761 ff.).

59 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 135 ff. – Bankenunion; f�r weiterrei-
chende Schl�sse aus dem Unionsrecht Dechent, NVwZ 2015, 767 der
aus den sekund�rrechtlichen Unabh�ngigkeitsvorgaben – neben der
Notwendigkeit einer Abkopplung von der Regierung – Direktiven f�r
Entscheidungsspielr�ume gegen�ber Gesetzgeber und Judikative ablei-
tet.

60 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 139 – Bankenunion.
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bei auf die Rezeption eines Ansatzes zum franz�sischen
Verfassungsrecht.61 Darin wird der Zusammenhang zwi-
schen Rechenschaftspflichten und demokratischer Legiti-
mit�t pr�gnant herausgearbeitet. Als inspirierend erwies
sich f�r den Zweiten Senat vor allem die Erkenntnis, dass
sich Verantwortung in der durch Kontrollrechte und Re-
chenschaftspflichten bef�rderten F�higkeit manifestiert,
die Rechtsgrundlagen der unabh�ngigen Einrichtungen
und Stellen anzupassen oder aufzuheben. Durch diese Ver-
kn�pfung wird zugleich das klassische Effektivit�tsargu-
ment gegen eine verst�rkte parlamentarische Kontrolle auf
nationaler Ebene relativiert (wenngleich nicht vollends ent-
sch�rft), wonach das ministerielle Weisungsrecht ein im
Verh�ltnis zur parlamentarischen Kontrolle „sch�rferes
Schwert“ darstelle.62 Ein besonderes Verdienst dieser de-
mokratietheoretischen Ausf�hrungen des Zweiten Senats
liegt im �brigen gerade in ihrer �bertragbarkeit auch auf
die skizzierten weiteren T�tigkeitsfelder unabh�ngiger Ein-
richtungen und Stellen.

(2) Konsequenzen f�r SSM und SRM

Im Rahmen der konkreten Subsumtion unter die derart
spezifizierten Legitimationserfordernisse differenziert der
Zweite Senat zwischen den beiden S�ulen der Bankenuni-
on (SSM und SRM) einerseits sowie zwischen unionalen
Stellen (EZB und SRB) und den nationalen Aufsichts-/
Abwicklungsbeh�rden andererseits. Ausgangspunkt ist je-
weils eine mit der Unabh�ngigkeit zwangsl�ufig einherge-
hende Absenkung des demokratischen Legitimationsni-
veaus.

Die demokratietheoretische Bewertung der EZB im Rah-
men der Bankenaufsicht fußt auf einer Bestandsaufnahme
zu deren organisatorisch-personeller sowie sachlich-inhalt-
licher R�ckbindung.63 Bei Betrachtung des letztgenannten
Legitimationsstrangs stellt das BVerfG in erster Linie auf
die prim�r- und sekund�rrechtlichen Bindungen der Zen-
tralbank ab und diagnostiziert im Zuge dessen einen (wei-
ten) Spielraum,64 der einer �berpr�fung im Wege des pr�-
sentierten Zwei-Stufen-Tests zug�nglich ist. Als spezifi-
sche Rechtfertigung f�r die Legitimationsreduktion l�sst
sich auf erster Stufe vor allem die Arrondierung des w�h-
rungspolitischen Mandats der EZB durch eine einheitliche
europ�ische Bankenaufsicht nennen.65 Ohne sich mit der
Kritik an der Tragf�higkeit dieses Begr�ndungsansatzes
auseinanderzusetzen,66 wendet sich der Zweite Senat im
Weiteren �berzeugend der Kompensation als zweiter Stufe
zu.

Insoweit rekurriert er sowohl auf das in Art. 24 SSM-VO
etablierte beh�rdliche Vorverfahren vor dem administrati-
ven �berpr�fungsausschuss der EZB als auch auf den
weitgehenden Rechtsschutz vor dem Gerichtshof der EU.67

Zudem sei die EZB sowohl gegen�ber den Organen der
EU als auch im Verh�ltnis zu den nationalen Parlamenten
rechenschafts- und berichtspflichtig, was anhand der
Art. 20 und 21 SSM-VO detailliert belegt wird.68 Diese
Pflichten glichen die attestierten Einflussknicke zwar nicht
f�r sich genommen, wohl aber in Kombination mit der
Letztkontrolle des Unionsgesetzgebers �ber die Banken-
aufsicht aus. Dieser k�nne die Rechtsgrundlagen gegebe-
nenfalls anpassen oder insgesamt aufheben.69 Der Um-
stand, dass das Handeln des Unionsgesetzgebers und jenes
der nationalen Legislative – schon mangels umfassenden
Initiativrechts von Rat und Europ�ischem Parlament –

nicht auf gleichartigem Legitimationsniveau erfolgt, hin-
dert die Kompensation nach der nicht n�her begr�ndeten
Ansicht des Zweiten Senats nicht.

F�r die ebenfalls im SSM agierenden unabh�ngigen natio-
nalen Aufsichtsbeh�rden benennt das BVerfG auf der ers-
ten Stufe des Zwei-Stufen-Tests die Erm�glichung einer
effektiven Aufsicht und den Schutz vor ungeb�hrlicher
politischer Einflussnahme und Einmischungen der Indus-
trie als Rechtfertigungsgr�nde f�r die Reduktion demokra-
tischer R�ckbindung.70 Auf zweiter Stufe wird im Lichte
von Art. 19 Abs. 4 GG als Kompensation zum einen auf
die umfassende Kontrolle (insbesondere) vor den Verwal-
tungsgerichten verwiesen.71 Zum anderen w�rden die Re-
chenschaftspflichten und Kontrollrechte der nationalen
Parlamente durch die SSM-VO nicht verk�rzt.72 In Art. 21
SSM-VO einger�umte besondere Informations- und Stel-
lungnahmerechte der nationalen Parlamente bewertet das
BVerfG �berdies als essentiell f�r die demokratische Legi-
timation des Aufsichtsmechanismus. Hiermit korrespon-
dierten Pflichten der EZB zur Beantwortung entsprechen-
der Bemerkungen oder Fragen sowie – gemeinsam mit
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61 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 130, 211, 217 – Bankenunion, mit Ver-
weis auf Epron, RFDA 2011, 1007 (1017 f.).

62 Hierzu Ludwigs, Die Verwaltung 44 (2011), 41 (54 f.).
63 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 212 – Bankenunion, wobei die organi-

satorisch-personelle Legitimation aus dem Bestellungsprozedere der
Beschlussorgane der EZB resultiere. Bemerkenswert erscheint des Wei-
teren die Aussage, wonach das im SSM von der EZB vollzogene natio-
nale Recht zur Umsetzung von Richtlinien und zur Aus�bung von in
Verordnungen vorgesehenen Wahlrechten gem. Art. 4 Abs. 3 SSM-VO
der Vermittlung sachlich-inhaltlicher Legitimation dienen soll. Dieser
neue Durchf�hrungsmechanismus, der den Mitgliedstaaten Normset-
zungskompetenzen bel�sst, den Vollzug dieser Umsetzungsakte aller-
dings europ�isiert, ist im Hinblick auf Art. 20 GG vielfach kritisiert
worden; vgl. f�r einen Verstoß gegen das Demokratieprinzip: Peuker, JZ
2014, 764 (767 f.); zum Rechtsstaatsprinzip: Martini/Weinzierl, NVwZ
2017, 177 (181 f.). Der Zweite Senat teilt diese Bedenken erkennbar
nicht, sondern ordnet die mitgliedstaatlichen Normsetzungsakte ohne
Beanstandung gleichwertig neben den sonstigen rechtlichen Bindungen
der EZB auf Unionsebene ein (kritischer Grundton insoweit bei
Gentzsch/Brade, EuR 2019, 602 [627]).

64 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 212 – Bankenunion.
65 Wenn auch an anderer Stelle der Pr�fung BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a.,

Rn. 169 – Bankenunion m.w.N.; eine unmittelbare �bertragung der Er-
w�gungen zur geldpolitischen Unabh�ngigkeit der EZB (Rn. 134
m.w.N. zur eigenen Rspr.) erscheint hingegen nicht �berzeugend, da
Geldwert- und Finanzmarktstabilit�t eigenst�ndige und bisweilen zuwi-
derlaufende Zielsetzungen darstellen (vgl. Herdegen,WM 2012, 1889
[1894 f.] und Ohler, Bankaufsicht und Geldpolitik in der W�hrungs-
union, 2015, § 5, Rn. 84); vgl. Erw�gungsgrund Nr. 75 der SSM-VO,
wonach Unabh�ngigkeit die Wirksamkeit von Bankenaufsicht dank
Schutz vor ungeb�hrlicher politischer Einflussnahme sowie Einmisch-
ungen der Industrie steigert; in Erw�gungsgrund Nr. 83 klingt die Ziel-
setzung an, „dass Kreditinstitute einer von nicht-aufsichtsrechtlichen
�berlegungen unbeeinflussten Beaufsichtigung (…) unterliegen“;
grundlegend zur Rechtfertigung des unterschrittenen Legitimationsni-
veaus aufgrund der Besonderheiten des Finanzaufsichtsrechts Thiele,
Finanzaufsicht, 2014, S. 429 ff.; instruktiv zur Ratio unabh�ngiger Fi-
nanzmarktaufsichtsbeh�rden als „internationaler Konsens“ (mit Aus-
nahme Deutschlands)Dechent, NVwZ 2015, 767 (767 f.).

66 Wolfers/Voland, BKR 2014, 177 (181 f.) m.w.N. zur deutschen Diskus-
sion um die �bertragung der Bankenaufsicht auf die Bundesbank, die
wegen deren Unabh�ngigkeit abgelehnt wurde; zur Verfassungswidrig-
keit einer unabh�ngigen Bankenaufsicht mangels sachlicher Begr�n-
dung:K�mmerer/Starski, ZG 2013, 318 (327 f.).

67 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 213 f. – Bankenunion.
68 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 216, 218 – Bankenunion.
69 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 217 – Bankenunion.
70 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 223 – Bankenunion, unter Verweis auf

Erw�gungsgrund Nr. 75 der SSM-VO, der aber die Unabh�ngigkeit der
EZB betrifft; kritischGentzsch/Brade, EuR 2019, 602 (629).

71 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 229 – Bankenunion.
72 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 227 – Bankenunion, unter Verweis auf

Art. 21 Abs. 4 SSM-VO.
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einem Vertreter der nationalen Aufsichtsbeh�rde – zur
Teilnahme an einem Gedankenaustausch mit den nationa-
len Parlamenten.73 Das BVerfG gelangt in der Folge zu
dem �berzeugenden Befund, wonach im Bereich der Ban-
kenaufsicht das durch deren Unabh�ngigkeit bedingte De-
mokratiedefizit von EZB und mitgliedstaatlichen Beh�r-
den teilweise zu rechtfertigen, im �brigen jedenfalls zu
kompensieren sei.74

Ein entsprechendes Votum stellt der Zweite Senat auch
seiner Subsumtion von SRB und nationalen Abwicklungs-
beh�rden unter das integrationsfeste Demokratieprinzip
voran.75 Ungeachtet weitreichender argumentativer Paral-
lelit�t provozieren die Ausf�hrungen zum Abwicklungs-
mechanismus jedoch eine kritische Auseinandersetzung.
So fordert das BVerfG – die „erhebliche politische Trag-
weite“76 der T�tigkeit des SRM im Blick – zwar explizit
eine „spezifische Rechtfertigung“ f�r die Unabh�ngigkeit
der unionalen Bankenabwicklungsagentur.77 Doch sucht
man in der Urteilsbegr�ndung vergeblich nach einem sol-
chen Sachgrund,78 sodass der Zwei-Stufen-Test auf eine
Darstellung der Kompensation durch Rechenschaftspflich-
ten gegen�ber (Verfassungs- und insbesondere) Unionsor-
ganen sowie verwaltungsinterne und gerichtliche Kontrol-
le reduziert wird.79 Bemerkenswert erscheint in diesem
Zusammenhang, dass dem Bundestag eine bedeutungs-
volle Rolle bei der kritischen Begleitung der Ausschusst�-
tigkeit zugesprochen wird, obwohl das Parlament nur mit-
telbar �ber die Bundesregierung – welche ihrerseits nur
mittelbar �ber den Rat intervenieren kann – an den durch
die SRM-Verordnung etablierten Kontrollinstrumenten
partizipiert.80

Geradezu irritierend ist die Anwendung des Zwei-Stufen-
Tests bei Beurteilung der unionsrechtlich determinierten
Unabh�ngigkeit von mitgliedstaatlichen Abwicklungsbe-
h�rden.81 Abermals sucht man bei Betrachtung der ersten
Stufe vergeblich nach einem Rechtfertigungsgrund f�r die
durch den Zweiten Senat erkannte „empfindliche Absen-
kung des Legitimationsniveaus“82. Die Untersuchung der
vorhandenen Berichts- und Rechenschaftspflichten sowie
gerichtlichen Kontrollmechanismen kommt im n�chsten
Pr�fschritt zu dem Ergebnis, dass die genannten Vorkehrun-
gen die mit der Anordnung der Unabh�ngigkeit verbunde-
nen Einflussknicke „teilweise, wenn auch nicht vollst�ndig
kompensieren [k�nnen]“.83 Ungeachtet der fehlenden Her-
ausarbeitung eines Rechtfertigungsgrundes und defizit�rer
Kompensation konkludiert das BVerfG, in der „Gesamt-
schau“ ließen sich die mit der Unabh�ngigkeit der BaFin im
Rahmen des einheitlichen Abwicklungsmechanismus ver-
bundenen Einflussknicke durch die angef�hrten legitimati-
onssichernden Vorkehrungen so ausgleichen, dass eine Be-
r�hrung der Verfassungsidentit�t vermieden werde.84 Dies
setze allerdings voraus, dass die bestehenden legitimations-
stiftenden Faktoren „im Lichte des Demokratieprinzips aus-
gelegt und angewandt und die M�glichkeiten f�r eine demo-
kratische R�ckkopplung an den Deutschen Bundestag aus-
gesch�pft werden“.85

Man vermisst in diesem Zusammenhang die Klarheit
schaffende Feststellung, wonach ein „einfacher“ Verfas-
sungsverstoß zwar vorliege, der integrations- und �nde-
rungsfeste Kern des Art. 20 Abs. 1, 2 i.V.m. Art. 79
Abs. 3 GG jedoch unber�hrt bleibe. Insgesamt wird deut-
lich, dass der demokratietheoretisch beeindruckende Zwei-

Stufen-Test noch weiterer (gerichtlicher) Ausformung be-
darf, um vollumf�nglich operationabel zu sein. Zuk�nfti-
ger Forschung und Rechtsprechung bleibt insbesondere die
abschließende Kl�rung der Frage vorbehalten, was einen
tauglichen Rechtfertigungsgrund zur unabh�ngigkeitsbe-
dingten Absenkung des demokratischen Legitimationsni-
veaus ausmacht.86

c) Zwischenfazit

Die im Bankenunion-Urteil gegebenen Wegweisungen des
Zweiten Senats erweisen sich bei kritischer W�rdigung als
ambivalent. Einerseits gelingt eine weitere Ausdifferenzie-
rung der Kontrollvorbehalte-Judikatur und die demokratie-
theoretisch ansprechende Entwicklung eines Zwei-Stufen-
Tests zur Verfassungsm�ßigkeit unabh�ngiger Stellen.
Letztere ist von besonderem Wert, da sich das Pr�fschema
auf andere Felder wie das Recht der Netzwirtschaften und
des Datenschutzes �bertragen l�sst. Andererseits erscheint
die Notwendigkeit einer kleinteiligeren Untergliederung
der Kontrollvorbehalte zumindest fragw�rdig und die Sub-
sumtion des geschaffenen Tests keineswegs trivial. Vor die-
sem Hintergrund wird in Teil II aufgezeigt werden, dass in
den operativen Fragestellungen ein vom BVerfG ver-
schm�hter Dialog mit dem EuGH durchaus nahegelegen
h�tte.

Hinweis der Redaktion:

Teil II zur Detailanalyse von SSM und SRM als Alleingang
des BVerfG folgt im n�chsten Heft.
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73 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 230 – Bankenunion, unter Hinweis
darauf, dass Art. 21 SSM-VO andernfalls funktionslos w�re und nicht
zum geforderten demokratischen Legitimationsniveau der Bankenauf-
sicht beitragen w�rde. Auch insoweit h�tte angesichts des offenen
Wortlauts freilich eine Vorlage an den EuGH (Art. 267 AEUV) nahe
gelegen.

74 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 209, 217 – Bankenunion.
75 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 266 – Bankenunion.
76 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 284 – Bankenunion.
77 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 267 – Bankenunion.
78 �hnlich Gentzsch/Brade, EuR 2019, 602 (629); �bertragbar auf die

Bankenabwicklung erscheinen immerhin die (freilich zum SSM get�-
tigten) Erw�gungen zur Aufsicht aus BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a.,
Rn. 223 – Bankenunion, wonach Unabh�ngigkeit vor ungeb�hrlicher
politischer Einflussnahme und Einmischungen seitens der Industrie
sch�tzen soll.

79 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 270 – Bankenunion.
80 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 272 f. – Bankenunion.
81 F�r einen instruktiven Vergleich der alten und neuen Rechtslage so-

wie zur entstandenen Aufspaltung des Abwicklungsregimes innerhalb
der BaFin vgl. BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 280 ff. – Banken-
union.

82 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 284 – Bankenunion; i. �. vgl. den Ge-
danken in Fn. 78.

83 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 288 ff. bzw. 291 – Bankenunion.
84 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 292 – Bankenunion.
85 BVerfG 2 BvR 1685/14 u. a., Rn. 292 – Bankenunion.
86 �hnlichGentzsch/Brade, EuR 2019, 602 (630, 635).
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